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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Kennzeichnung von Bleikristall und Kristallglas 

(Kristallglaskennzeichnungsgesetz) 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

In der Europäischen Gemeinschaft wird der freie Warenverkehr 
mit Kristallglas behindert, weil in der Gemeinschaft unterschied- 
liche Kennzeichnungsbestimmungen gelten. Zur Herstellung des 
freien Dienstleistungsverkehrs hat der Rat der Gemeinschaft die 
Mitgliedstaaten durch eine Richtlinie vom 15. Dezember 1969 
verpflichtet, binnen 18 Monaten diese Vorschriften zu harmoni- 
sieren. 


B. Lösung 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtung legt die Bundesregierung 
jetzt den Entwurf eines Kristallglaskennzeichnungsgesetzes vor, 
in dem der Begriff des Kristallglases definiert ist und die Kenn- 
zeichnungen im einzelnen entsprechend den Rahmenbestimmun- 
gen der Richtlinie festgelegt werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Änderungen vorgeschlagen. 


D. Kosten 

Der öffentlichen Hand entstehen durch die Ausführung des Ge- 
setzes keine Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Kennzeichnung von Bleikristall und Kristallglas 
(Kristallglaskennzeichnungsgesetz) 

— Drucksache Vl/2073 — 

A. Bericht der Abgeordneten Frau Lauterbach 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 2073 — wurde 
vom Bundestag in der 115. Sitzung am 28. April 1971 
in erster Lesung beraten und an den Ausschuß für 
Wirtschaft zur Beratung überwiesen. 

Nach dem Beschluß des Rates der EG vom 19. De- 
zember 1969 sollen als erster Schritt für die Anglei- 
chung der Begriffsbestimmungen für gewerbliche 
Erzeugnisse innerhalb der EG die in den Mitglied- 
staaten geltenden Rechtsvorschriften für 'die Kenn- 
zeichnung von Bleikristall und Kristallglas harmoni- 
siert werden. Der Ratsbeschluß verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten, diese Harmonisierung in einer Frist 
von 18 Monaten vorzunehmen, d. h. der Ratsbeschluß 
ist bis zum 18. Juni 1971 in nationales Recht umzu- 
setzen. Die dem Ratsbeschluß zugrunde liegende 
Richtlinie legt im übrigen schon den nationalen In- 
halt dieser erforderlichen nationalen Gesetzgebung 
fest, an die der Gesetzgeber gemäß EG-Vertrag ge- 
bunden ist. Die Bundesregierung kommt mit Vorlage 


eines Gesetzentwurfes zur Kennzeichnung von Blei- 
kristall und Kristallglas dieser Verpflichtung nach. 

Die nunmehr erforderliche Erhöhung des bisher 
in den RAL-Vorschriften festgelegten Bleigehaltes 
sowie die Bestimmungen über die bisher nicht fest- 
gesetzte Zusammensetzung des Bleikristalls und Kri- 
stallglases, die der Hersteller jetzt bei der Produk- 
tion beachten muß, bereiten den deutschen Firmen 
keine Schwierigkeiten. Mit der vorgesehenen Rege- 
lung wird zudem ein weiterer Schritt zum Schutze 
des Verbrauchers getan, der sich jetzt auf die ange- 
gebene Zusammensetzung des Glases verlassen 
kann. Die Harmonisierung der in den Mitgliedstaa- 
ten unterschiedlichen Definitionen und Bezeichnun- 
gen trägt im übrigen dazu bei, den Wettbewerb auf 
diesem Gebiet in den Mitgliedstaaten zu verbessern 
und den freien Warenverkehr zu erleichtern. 

Der Ausschuß empfiehlt die Zustimmung zu der 
Regierungsvorlage. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Frau Lauterbach 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2073 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 6. Mai 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Frau Lauterbach 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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